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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 11.
Januar 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die ihm
fÃ¼r das Berufungsverfahren entstandenen auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten. Im Ã�brigen sind auÃ�ergerichtliche Kosten nicht zu erstatten. Die
Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Krankengeld ab 19. Juni
2000 streitig.

Der am â�¦ 1950 geborene KlÃ¤ger ist Mitglied der Beklagten und bezog ab 01.
Januar 1999 bezog er Arbeitslosengeld von der Beigeladenen. Vom 08. Mai 2000 bis
19. Mai 2000 befand sich der KlÃ¤ger in stationÃ¤rer Behandlung im
UniversitÃ¤tsklinikum C., eine Mitteilung hierÃ¼ber ging bei der Beklagten am 24.
Mai 2000 ein. Nach Bescheinigungen des OMR Dr. sc. med. Karl S., Facharzt fÃ¼r
Innere Medizin, war der KlÃ¤ger im Anschluss daran arbeitsunfÃ¤hig erkrankt,
Bescheinigungen der ArbeitsunfÃ¤higkeit wurden der Beigeladenen bis 28. Mai
2001 vorgelegt.
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Die Beigeladene gewÃ¤hrte dem KlÃ¤ger zunÃ¤chst fÃ¼r die Dauer von sechs
Wochen der nachgewiesenen ArbeitsunfÃ¤higkeit das Arbeitslosengeld bis zum 18.
Juni 2000 fort.

Der Medizinische Dienst der Krankenkassen im Land Brandenburg â�� MDK â��
gelangte mit Stellungnahme vom 12. Juli 2000 zu der Auffassung, dass aufgrund der
bei dem KlÃ¤ger vorliegenden GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen, u. a. einem
mittelgradig differenzierten Adenokarzinom des Rektums, eine mehr als
sechsmonatige LeistungseinschrÃ¤nkung bestehen wÃ¼rde. Die Beklagte teilte der
Beigeladenen daraufhin mit Schreiben vom 13. Juli 2000 mit, dass die
Voraussetzungen fÃ¼r die Nahtlosigkeitszahlungen gemÃ¤Ã� Â§ 125
Sozialgesetzbuch Drittes Buch â�� SGB III â�� vorlÃ¤gen. Der Medizinische Dienst
der Beigeladenen kam zu dem Ergebnis, dass der LeistungseinschÃ¤tzung des MDK
zu folgen sei.

Die Beigeladene teilte dem KlÃ¤ger daraufhin mit Schreiben vom 08. August 2000
mit, dass bis zur Feststellung von BerufsunfÃ¤higkeit oder ErwerbsunfÃ¤higkeit im
Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 125 Abs. 1 Satz 3 SGB III
Anspruch auf Arbeitslosengeld bestÃ¼nde, und gewÃ¤hrte dem KlÃ¤ger mit
Bescheid vom 16. August 2000 Arbeitslosengeld ab 19. Juni 2000. FÃ¼r die Zeit
vom 19. Juni 2000 bis 21. Juni 2000 wurden ihm 314,02 DM, wÃ¶chentlich, 44,86
DM tÃ¤glich, fÃ¼r die Zeit ab 22. Juni 2000 345,94 DM wÃ¶chentlich, 49,42 DM
tÃ¤glich, zuerkannt.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Arbeitslosengeld war am 03. November 2000
erschÃ¶pft, ab diesem Zeitpunkt bezog der KlÃ¤ger Arbeitslosenhilfe in HÃ¶he von
254,38 DM wÃ¶chentlich und 36,34 DM tÃ¤glich, ab 01. Januar 2001 in HÃ¶he von
tÃ¤glich 38,23 DM.

Am 27. Oktober 2000 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten Krankengeld ab 19.
Juni 2000 bis zum Ende der Krankheit.

Die Beklagte teilte dem KlÃ¤ger daraufhin mit Bescheid vom 07. November 2000
mit, dass nach ihren Feststellungen mit einer mehr als sechsmonatigen
LeistungseinschrÃ¤nkung zu rechnen und somit die Nahtlosigkeit nach Â§ 125 SGB
III begrÃ¼ndet sei. Laut einer Vereinbarung zwischen der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit
und den Krankenkassen mÃ¼sse das Arbeitsamt im Anschluss an
Leistungsfortzahlung fÃ¼r die Dauer von sechs Wochen die LeistungsgewÃ¤hrung
nach Â§ 125 SGB III fortsetzen, so dass Krankengeld nicht zu leisten sei.

Mit seinem hiergegen am 26. Januar 2001 erhobenen Widerspruch machte der
KlÃ¤ger geltend, er sei arbeitsunfÃ¤hig erkrankt und habe Anspruch auf
GewÃ¤hrung von Krankengeld fÃ¼r lÃ¤ngstens 78 Wochen. Nach Auslaufen des
Arbeitslosengeldes sei er auf Arbeitslosenhilfe angewiesen. Bei einem Bezug von
Krankengeld komme es zu einer Unterbrechung des Leistungsbezuges von
Arbeitslosengeld. DarÃ¼ber hinaus sei die GewÃ¤hrung von Krankengeld
anwartschaftsbegrÃ¼ndend in der Arbeitslosenversicherung, weil BeitrÃ¤ge
entrichtet wÃ¼rden. Der Umstand, dass das Arbeitsamt Arbeitslosengeld gewÃ¤hrt
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habe, fÃ¼hre nicht dazu, dass keine Leistungspflicht der Beklagten bestÃ¼nde.
Vielmehr sei die Beklagte verpflichtet, Krankengeld zu gewÃ¤hren und eine
Verrechnung mit dem Arbeitsamt vorzunehmen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 27. Juli 2001 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass gemÃ¤Ã� Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3 a
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â�� SGB V â�� der Anspruch auf Krankengeld
ruhe, solange der Versicherte Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe beziehe. Die
SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen hÃ¤tten am 27. Januar 1999 mit der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit die Begrenzung der ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die
Leistungszahlungen nach Â§ 125 SGB III vereinbart. Bei dem KlÃ¤ger beruhe der
Arbeitslosengeld- und Arbeitslosenhilfebezug auf Â§ 125 SGB III, so dass sein
Anspruch auf Krankengeld ruhe.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 10. August 2001 Klage vor dem Sozialgericht Cottbus
erhoben und geltend gemacht, dass Vereinbarungen der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit
mit den KrankenversicherungstrÃ¤gern seinen Anspruch nicht hindern kÃ¶nnten.
Insoweit seien fÃ¼r KÃ¼rzung, Wegfall oder Entzug des Krankengeldes
ausschlieÃ�lich die Â§Â§ 44 bis 53 SGB V maÃ�geblich, deren Voraussetzungen
hierfÃ¼r jedoch nicht vorlÃ¤gen.

Der KlÃ¤ger hat erstinstanzlich beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 07. November 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27. Juli 2001 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, dem KlÃ¤ger Krankengeld ab dem 19. Juni 2000 zu zahlen.

Die Beklagte hat erstinstanzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat ausgefÃ¼hrt, dass die Leistung der Beigeladenen gemÃ¤Ã� Â§ 125 SGB III
eine Sonderform des Arbeitslosengeldes darstelle. FÃ¼r die Beklagte stelle sich
wegen des bindenden Bescheides der Beigeladenen vom 21. Juni 2000 nicht die
Frage der Krankengeldzahlung. Da die SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen und
die Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit zum Schutz der Versicherten eine weitergehende
Regelung getroffen hÃ¤tten, wonach â�� sofern die Voraussetzung des Â§ 125 SGB
III vorlÃ¤gen â�� weiter Arbeitslosengeld zu gewÃ¤hren sei, sei dies nicht
rechtswidrig, da ein Anspruch auf Leistungen verlÃ¤ngert worden sei. Der KlÃ¤ger
sei gegenÃ¼ber einem LeistungsempfÃ¤nger nach dem SGB III, der nicht
arbeitsunfÃ¤hig sei, nicht schlechter gestellt.

Die mit Beschluss des Sozialgerichts Cottbus vom 27. September 2001 Beigeladene
hat im erstinstanzlichen Verfahren keinen Antrag gestellt und ausgefÃ¼hrt, dass sie
nach den Festlegungen aus der Besprechung zwischen dem AOK-Bundesverband
und unter anderem dem ArbeitsamtsÃ¤rztlichen Dienst vom 28./29. Mai 1998 zu
verfahren gehabt habe.
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Mit Urteil vom 11. Januar 2002 hat das Sozialgericht die Beklagte unter Aufhebung
des Bescheides vom 07. November 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 27. Juli 2001 verurteilt, an den KlÃ¤ger Krankengeld ab dem 19. Juni 2000 zu
zahlen. Zur BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, die Voraussetzungen
fÃ¼r den Anspruch auf Krankengeld ab 19. Juni 2000 hÃ¤tten vorgelegen, da
ArbeitsunfÃ¤higkeit bestanden habe und auch am 27. Oktober 2000 ein Antrag
gestellt worden sei, dem nur verfahrenseinleitende Bedeutung zukomme. Der
Anspruch auf Krankengeld habe nicht gemÃ¤Ã� Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3 a SGB V geruht.
Diese Vorschrift sei einschrÃ¤nkend dahin auszulegen, dass der Anspruch nur fÃ¼r
die Dauer der Leistungsfortzahlung gemÃ¤Ã� Â§ 126 Abs. 1 Satz 1 SGB III ruhe und
nicht fÃ¼r die Zeit einer Fortzahlung des Arbeitslosengeldes gemÃ¤Ã� Â§ 125 SGB
III. Nur so lasse sich der nach dem Gesetzeswortlaut bestehende Widerspruch, dass
einerseits gemÃ¤Ã� Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3 a SGB V der Anspruch auf Krankengeld beim
Bezug von Arbeitslosengeld ruhe, wÃ¤hrend gemÃ¤Ã� Â§ 142 Abs. 1 Nr. 2 SGB III
der Anspruch auf Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit ruhe, fÃ¼r die ein Anspruch auf
Krankengeld zuerkannt sei, lÃ¶sen. Ohne eine vorrangige Regelung wÃ¼rde in der
hÃ¤ufig vorkommenden Konstellation, dass die Voraussetzungen fÃ¼r Krankengeld
und Arbeitslosengeld in etwa gleichzeitig entstehen, eine zÃ¶gerliche Bewilligung
von Leistungen prÃ¤miert. Eine gesetzliche Regelung, die das Ruhen des Anspruchs
auf Krankengeld fÃ¼r die Dauer eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld vorsehe,
existiere nicht. Auch Â§ 125 Abs. 1 Satz 1 SGB III stelle keine Abgrenzungs- oder
Vorrangregelung fÃ¼r Entgeltersatzleistungen des ArbeitsfÃ¶rderungsrechts
einerseits und der gesetzlichen Krankenversicherung andererseits dar.

Gegen das ihr am 07. MÃ¤rz 2002 zugestellte Urteil richtet sich die am 04. April
2002 eingelegte Berufung der Beklagten.

Sie macht weiter das Ruhen des Krankengeldanspruchs aufgrund Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3
a SGB V geltend. Der Ruhenstatbestand beinhalte den Ausschluss der ErfÃ¼llung
des Leistungsanspruchs unter Aufrechterhaltung des Bestandes und sei Folge der
zeitlichen IdentitÃ¤t eines Krankengeldanspruchs einerseits und Erhalt oder Bezug
anderer Leistungen. Sinn und Zweck sei es, Doppelleistungen zu vermeiden. Der
Auffassung des Sozialgerichts kÃ¶nne nur gefolgt werden, soweit ersichtlich sei,
dass der KlÃ¤ger nur kurzfristig erkrankt sei und nicht eine Minderung der
LeistungsfÃ¤higkeit im Sinne der Vorschrift des Â§ 125 Abs. 1 SGB V vorliege. Die
Beklagte sei in Ã�bereinstimmung mit der Beigeladenen davon ausgegangen, dass
die so genannte Nahtlosigkeitsregelung des Â§ 125 SGB III aufgrund der mehr als
sechsmonatigen Leistungsminderung Anwendung finde. Allein durch die Dauer der
ArbeitsunfÃ¤higkeit seit 20. Mai 2000 habe sich die Annahme bestÃ¤tigt. Â§ 125
SGB III regele das VerhÃ¤ltnis zwischen Arbeitslosenversicherung und
Rentenversicherung und statuiere eine gesetzliche Fiktion fÃ¼r das Vorliegen von
Arbeitslosigkeit bei leistungsgeminderten Arbeitnehmern. WÃ¼rde der Auffassung
des Sozialgerichts gefolgt, wÃ¼rde nach der Fortzahlungsfrist des Â§ 126 Abs. 1
SGB III eine Leistungspflicht der Krankenkasse auch Ã¼ber einen Zeitraum von
sechs Monaten eintreten, selbst wenn hier eine mehr als sechsmonatige
Leistungsminderung nach Â§ 125 Abs. 1 SGB III vorliege. Dies kÃ¶nne nicht
Zielstellung des Gesetzgebers gewesen sein. Unstreitig habe der KlÃ¤ger auch
weiter Arbeitslosenhilfe bezogen, so dass wegen des tatsÃ¤chlichen
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Leistungsbezuges und der zeitlichen Deckungsgleichheit der dem Grunde nach
bestehende Anspruch auf Krankengeld ruhe. Auch wenn der Krankengeldanspruch
hÃ¶her sei als die hinzutretende Sozialleistung, stehe einer Auszahlung des so
genanten Spitzbetrages die gesetzliche Regelung des Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3 a SGB V
entgegen, da nach dem Wortlaut der Anspruch auf Krankengeld ruhe, solange der
Versicherte Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe beziehe. Den Ruhenstatbestand
gemÃ¤Ã� Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3 a SGB V nur auf die sechswÃ¶chige Fortzahlungsdauer
gemÃ¤Ã� Â§ 126 Abs. 1 SGB III zu beschrÃ¤nken, wÃ¼rde die Regelung nach Â§
125 Abs. 1 SGB III praktisch Ã¼berflÃ¼ssig machen, da dann die Krankenkasse
regelmÃ¤Ã�ig, gegebenenfalls bis zur Aussteuerung Krankengeld zu zahlen habe.

Das Sozialgericht habe auch Â§ 142 Abs. 1 Nr. 2 SGB III nicht berÃ¼cksichtigt.
Zweck dieser Vorschrift sei es, eine Doppelzahlung von Sozialleistungen zu
vermeiden. Die Ruhenswirkung kÃ¶nne frÃ¼hestens mit der Antragstellung
beginnen und komme nicht in Betracht, wenn der Versicherte die vorgreifende
Sozialleistung nicht beantragt habe. Der KlÃ¤ger habe aber erst am 27. Oktober
2000 Krankengeld bei der Beklagten beantragt. Wenn das Sozialgericht unter
Hinweis auf Â§ 126 Abs. 1 SGB III die Leistungspflicht der Beklagten fÃ¼r gegeben
halte, dann sei die Entscheidung schon insoweit fehlerhaft, als fÃ¼r den Eintritt des
Ruhenstatbestandes Â§ 142 Abs. 1 Nr. 2 SGB III nicht auf den Tag der
Antragstellung fÃ¼r das Krankengeld abgestellt werde, sondern auf den 19. Juni
2000. Auch kÃ¶nne dem Sozialgericht nicht dahin gefolgt werden, dass die
Vereinbarungen zwischen den SpitzenverbÃ¤nden der Krankenkassen und der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit zum Verfahren bei so genannter Nahtlosigkeit
unbeachtlich seien.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 11. Januar 2002 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. Die Besprechungen der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit mit den Krankenkassen hÃ¤tten lediglich das Ziel,
doppelte Untersuchungen zu vermeiden und Kosten zu senken.

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt.

Sie hat sich der Rechtsauffassung der Beigeladenen angeschlossen und
vorgetragen, dass die Voraussetzungen des Â§ 125 SGB III vorgelegen hÃ¤tten. Zu
Recht habe sie Arbeitslosengeld und im Anschluss daran Arbeitslosenhilfe gezahlt.

Wegen der weiteren Einzelheiten hinsichtlich des Sach- und Streitstandes und des
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der
beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten und der Beigeladenen verwiesen,
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die vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen
sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgericht ist statthaft und zulÃ¤ssig (Â§Â§
143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

Sie ist unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zu Recht die Beklagte unter Aufhebung der mit der Klage
angefochtenen Bescheide dem Grunde nach verpflichtet, an den KlÃ¤ger ab 19. Juni
2000 Krankengeld zu leisten.

Die gegen den Bescheid vom 07. November 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27. Juli 2001 erhobene kombinierte Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat ab 19. Juni 2000
Anspruch auf Krankengeld nach Â§ 44 SGB V, denn er war nach den
Bescheinigungen seiner behandelnden Ã�rzte vom 08. Mai 2000 bis 28. Mai 2001
arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Mit den Gutachten des MDK vom 14. Juni 2000, 12. Juli
2000 und des Medizinischen Dienstes der Beigeladenen vom 27. Juli 2000, die
Ã¼bereinstimmend eine lÃ¤ngere ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund der Erkrankung
angenommen haben, ist die lÃ¤ngere ArbeitsunfÃ¤higkeit auch bestÃ¤tigt, so dass
kein Anlass besteht, daran zu zweifeln.

Damit hatte der KlÃ¤ger als Versicherter in der gesetzlichen Krankenversicherung
und Mitglied der Beklagten dem Grunde nach einen Anspruch auf Krankengeld ab
08. Mai 2000. Ausgehend von dem Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit war die
Anspruchsdauer fÃ¼r den vom KlÃ¤ger geltend gemachten Zeitraum ab 19. Juni
2000 nicht gemÃ¤Ã� Â§ 48 SGB V verbraucht. Der Anspruch auf Krankengeld war
auch nicht gemÃ¤Ã� Â§ 50 SGB V ausgeschlossen, da der KlÃ¤ger keinen Anspruch
auf die in Â§ 50 Abs. 1 Ziffer 1 bis 5 SGB V genannten Leistungen hatte.

Der Anspruch des KlÃ¤gers ruhte auch nicht ab 19. Juni 2000.

Nach Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3 SGB V ruht der Anspruch auf Krankengeld u. a. dann,
soweit und solange der Versicherte Ã�bergangsgeld bezieht. Der KlÃ¤ger hat erst
ab 29. Mai 2001 bis 19. Juni 2001 Ã�bergangsgeld bezogen, so dass ab 19. Juni
2000 dieser Ruhenstatbestand nicht erfÃ¼llt war.

Auch fÃ¼r die Zeit des Bezuges von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe ab 19.
Juni 2000 ruhte der Anspruch auf Krankengeld nicht.

Zwar schreibt Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3 a SGB V (eingefÃ¼gt zum 01. Januar 1997 durch
Art. 4 Nr.2 Buchst.b Gesetz vom 07. August 1996, BGBl. I S. 1254) nach seinem
Wortlaut vor, dass der Anspruch auf Krankengeld solange ruht, wie der Versicherte
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe bezieht. Diese Vorschrift ist aber
einschrÃ¤nkend dahin auszulegen, dass das Ruhen nur den Arbeitslosengeld- oder
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Arbeitslosenhilfebezug gemÃ¤Ã� Â§ 126 Sozialgesetzbuch Drittes Buch â�� SGB III
â�� (Â§ 198 SGB III i.V. mit Â§ 126 SGB III) erfasst (BSG, Urteil vom 15. Dezember
1993, Aktenzeichen 1 RK 20/93, SozSich 1994, 465- 466 zu Â§ 49 Abs. 1 Nr. 3 SGB V
in der bis zum 31. Dezember 1996 geltenden Fassung). Die von der Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts zur entsprechenden frÃ¼heren Regelung angenommene
BegrÃ¼ndung trifft auch auf die insofern unverÃ¤nderte Rechtslage nach In-Kraft-
Treten des SGB III zum 01. Januar 1998 und damit der Â§Â§ 125, 126, 142 SGB III
und des ab 01. Januar 1997 geltenden Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3a SGB V zu. Durch
EinfÃ¼gung des Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a SGB V zum 01. Januar 1997 ist nÃ¤mlich
lediglich die zuvor bestehende Ruhensregelung in Â§ 49 Abs. 1 Ziff. 3 SGB
hinsichtlich der RuhenstatbestÃ¤nde aufgeteilt worden. WÃ¤hrend nach Â§ 49 Abs.1
Ziff. 3 SGB V in der bis zum 31. Dezember 1996 anzuwendenden Fassung noch der
Anspruch auf Krankengeld ruhte, soweit und solange Mutterschaftsgeld,
Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Ã�bergangsgeld, Arbeitslosengeld,
Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld und Winterausfallgeld bezogen
wurde, wurde in der Fassung des Â§ 49 Abs.1 SGB V ab 01. Januar 1997 fÃ¼r die
Leistungen Versorgungskrankengeld, Ã�bergangsgeld, Unterhaltsgeld,
Kurzarbeitergeld oder Winterausfallgeld die bisherige Regelung beibehalten (Â§ 49
Abs. 1 Ziff. 3 SGB V) und in Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a SGB V fÃ¼r die Leistungen
Mutterschaftsgeld, Verletztengeld, Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe geregelt,
dass bei Bezug dieser Leistungen das Krankengeld solange ruht, wie die Leistungen
bezogen werden. Damit wurde bei Bezug der in Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a SGB V
genannten Leistungen auch ein Ruhen fÃ¼r einen etwaigen "Spitzbetrag"
festgeschrieben, da das Krankengeld nicht mehr nur "soweit" ruht, nicht jedoch der
Ruhenstatbestand dem Grunde nach verÃ¤ndert.

Nur bei weiterer einschrÃ¤nkender Auslegung auch des Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a SGB V
wird daher der Systematik des Krankengeldanspruchs in Kollision mit einem
Anspruch nach dem SGB III bei ArbeitsunfÃ¤higkeit entsprochen.

Wie auch schon den VorgÃ¤ngerregelungen, dem Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3 SGB V in der
bis zum 31. Dezember 1996 geltenden Fassung und dem Â§ 183 Abs. 6
Reichsversicherungsordnung â�� RVO -, fehlt dem Â§ 49 Abs.1 Ziff.3a SGB V eine
Regelung darÃ¼ber, wie bei einer Kollision mit dem Ruhenstatbestand des Â§ 142
Abs.1 Ziff. 2 SGB III zu verfahren ist. Danach ruht nÃ¤mlich der Anspruch auf
Arbeitslosengeld (und gem. Â§ 198 Abs.1 Satz 2 Ziff.6 SGB III i.V. mit Â§ 142 Abs.1
Ziff.2 SGB III der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe), wÃ¤hrend der Zeit, fÃ¼r die dem
Arbeitslosen Krankengeld zuerkannt ist. Auch diese Rechtslage bestand schon vor
dem Inkrafttreten des SGB III zum 01. Januar 1998 nach Â§Â§ 118 Abs.1 Nr.2
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz â�� AFG â�� ( Â§Â§ 134 Abs.2 AFG i.V. mit Â§ 118 Abs.1
Nr. 2 AFG â�� Arbeitslosenhilfe). Auch dem Â§ 142 SGB III ist dabei keine Regelung
zur LÃ¶sung der weiterhin bestehenden kollidierenden Ruhensvorschriften zu
entnehmen.

Eine streng am Wortlaut orientierte Auslegung des Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3 a SGB V
wÃ¼rde bedeuten, dass die endgÃ¼ltige Kostentragung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit
demjenigen LeistungstrÃ¤ger aufgebÃ¼rdet werden mÃ¼sste, der zuerst leistet
und derjenige TrÃ¤ger von der Leistung frei wird, der nicht so zÃ¼gig wie der
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andere geleistet hat. Dies ist nicht Sinn und Zweck der Vorschriften gewesen (vgl.
zu der Rechtslage nach der RVO und dem AFG: BSG, Urt. v. 15. Dezember 1993,
Aktenzeichen 1 RK 20/93, a.a.O.; Urt. v. 10. MÃ¤rz 1987, Aktenzeichen 3 RK 31/86, 
SozR 2200 Â§ 183 Nr. 52).

Sowohl dem Â§ 118 Nr. 2 AFG als auch der Nachfolgevorschrift des Â§ 142 SGB III ist
aber zu entnehmen, dass Leistungen nach dem AFG nachrangig gegenÃ¼ber dem
Krankengeld zu gewÃ¤hren sind. Aus dem Ruhenstatbestand des Â§ 142 SGB III
kann eine andere Auslegung nicht hergeleitet werden, da er gerade auf die
Zuerkennung des Krankengeldes abstellt. WÃ¼rde nunmehr Â§ 49 Abs. 1 Ziff. 3a
SGB V dahingehend verstanden, dass alle AnsprÃ¼che auf Arbeitslosengeld oder
-hilfe erfasst wÃ¤ren, kÃ¤me es bei Arbeitslosengeld- oder Arbeitslosenhilfebezug
nicht zur Zuerkennung von Krankengeld, der Â§ 142 SGB III liefe ins Leere.

Die Zuerkennung von Krankengeld aufgrund ArbeitsunfÃ¤higkeit soll aber zum
Ruhen der AnsprÃ¼che nach dem SGB III fÃ¼hren, Â§ 142 Abs.1 Ziff. 2 SGB III.
Damit wird sichergestellt, dass die im Sozialleistungsrecht fÃ¼r den Fall des
Einkommensausfalls aufgrund ArbeitsunfÃ¤higkeit vorgesehene Leistung des
Krankengeldes (Â§ 4 Abs.2 Ziff.2 Sozialgesetzbuch Erstes Buch â�� SGB I â�� ) und
damit die fÃ¼r das eingetretene Risiko entsprechende Leistung gezahlt werden soll
und nicht die bei Einkommensausfall wegen Arbeitsplatzverlust zu gewÃ¤hrenden
Leistungen nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung (Â§ 3 Abs. 2 Ziff. 4 SGB I)
vorrangig zur Auszahlung kommen.

Bei ArbeitsunfÃ¤higkeit besteht nÃ¤mlich mangels VerfÃ¼gbarkeit keine
Arbeitslosigkeit (Â§Â§ 118, 119 Abs.2 SGB III) und somit grundsÃ¤tzlich auch kein
Anspruch auf Arbeitslosengeld oder â��hilfe (Â§Â§ 117 Abs.1 Ziff. 1, Â§ 198 Abs.1
Satz 2 Ziff. 1 SGB III).

Eine Ausnahme von der Voraussetzung der objektiv vorliegenden VerfÃ¼gbarkeit
fÃ¼r einen Anspruch auf Arbeitslosengeld und â��hilfe ist entsprechend den
Regelungen der Lohnfortzahlungspflicht der Arbeitgeber nach dem
Lohnfortzahlungsgesetz bzw. dem Entgeltfortzahlungsgesetz fÃ¼r die ersten sechs
Wochen der ArbeitsunfÃ¤higkeit durch die EinfÃ¼hrung des Â§ 105b AFG, dem Â§
126 SGB III entspricht, geschaffen worden (vgl.: BSG, Urteil vom 10. MÃ¤rz 1987,
Aktenzeichen 3 RK 81/86, a.a.O.). Nach Â§ 126 Abs. 1 Satz 1 SGB III verliert ein
Arbeitsloser, der infolge Krankheit arbeitsunfÃ¤hig wird, nicht den Anspruch auf
Arbeitslosengeld fÃ¼r die Dauer von bis zu sechs Wochen. Schon der Wortlaut
"verliert nicht" stellt klar, dass es sich um eine Ausnahmevorschrift handelt, die
nicht etwa das VerhÃ¤ltnis von Leistungspflichten der LeistungstrÃ¤ger bei
ArbeitsunfÃ¤higkeit (Â§ 142 SGB III, Ruhen der AnsprÃ¼che bei Zuerkennung von
Krankengeld) neu gestaltet.

Diese Leistungsfortzahlung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 126 SGB III, wie bei
der Fortzahlung des Arbeitsentgeltes fÃ¼r die ersten sechs Wochen der
ArbeitsunfÃ¤higkeit, eingefÃ¼hrt durch Â§ 105 b AFG, bedurfte insoweit einer
Regelung fÃ¼r das Ruhen des dem Grunde nach bei ArbeitsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� 
Â§ 44 SGB V bestehenden Krankengeldanspruches entsprechend der Vorschrift in 
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Â§ 183 Abs.6 RVO, nunmehr in Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a SGB V. Eine den Regelungen zur
Entgeltfortzahlung entsprechende Norm findet sich in Â§ 49 Abs. 1 Ziff. 1 SGB V,
wonach der Anspruch auf Krankengeld ruht, soweit und solange der Versicherte
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen erhÃ¤lt. So wie diese
Vorschrift den Lohnfortzahlungsanspruch nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz
berÃ¼cksichtigt, bezieht sich Â§ 49 Abs. 1 3 a SGB V systematisch auf den
Fortzahlungsanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 126 SGB III. LÃ¤sst daher Â§ 126 SGB III dem
Arbeitslosen ausnahmsweise einen Leistungsanspruch bei ArbeitsunfÃ¤higkeit,
ordnet Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a SGB V entsprechend fÃ¼r diesen Ausnahmefall das
Entfallen eines ansonsten bestehenden Leistungsanspruchs an.

Daher stand dem KlÃ¤ger auch bis 18. Juni 2000 ausgehend von dem Beginn seiner
ArbeitsunfÃ¤higkeit am 08. Mai 2000 trotz bestehender ArbeitsunfÃ¤higkeit kein
Krankengeld zu. In dieser Zeit hatte der KlÃ¤ger, wie es auch von der Beigeladene
angenommen worden ist, einen Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitslosengeldes
nach Â§ 126 Abs. 1 SGB III.

Weder dem Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a SGB V noch dem SGB III ist aber ein weiteres
ZurÃ¼ckdrÃ¤ngen des bei ArbeitsunfÃ¤higkeit einem Versicherten zustehenden
Krankengeldanspruchs zu entnehmen. Insbesondere folgt dies nicht aus Â§ 125
Abs.1 SGB III in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung (oder der
VorgÃ¤ngerregelung des Â§ 105a AFG), sofern danach Anspruch auf
Arbeitslosengeld auch hat, wer allein deshalb nicht arbeitslos ist, weil er wegen
einer mehr als sechsmonatigen Minderung seiner LeistungsfÃ¤higkeit
versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentliche umfassende
BeschÃ¤ftigungen nicht unter den Bedingungen ausÃ¼ben kann, die auf dem fÃ¼r
ihn in Betracht kommenden Arbeitsmarkt Ã¼blich sind, wenn weder
BerufsunfÃ¤higkeit noch ErwerbsunfÃ¤higkeit (ab 01. Januar 2001: "verminderte
ErwerbsfÃ¤higkeit", Â§ 125 Abs.1 SGB III in der Fassung des Gesetzes vom 20.
Dezember 2000, BGBl.I S. 1827) im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung
festgestellt worden ist.

Dieser Leistungsanspruch aufgrund Fiktion der Arbeitslosigkeit wird, da es sich nicht
um einen dem Lohnfortzahlungsanspruch vergleichbaren und dem VerhÃ¤ltnis von 
Â§ 49 Abs.1 Ziff. 1 SGB V und Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a SGB V entsprechendem
Fortzahlungsanspruch handelt, von dem Ruhenstatbestand des Â§ 49 Abs.1 Ziff. 3a
SGB V nicht erfasst. Ein Ruhen des Krankengeldanspruchs bei ArbeitsunfÃ¤higkeit
ist auch dem Â§ 125 SGB III nicht zu entnehmen. Zu Recht wird auch in der Literatur
vertreten, dass Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3 a SGB V nur den Bezug von Arbeitslosengeld
oder Arbeitslosenhilfe gemÃ¤Ã� Â§ 126 SGB III erfasst (Nofz in: Hauck/Haines,
gesetzliche Krankenversicherung, K Â§ 49 Anm. 39; Marschner in: GK â�� SGB V, Â§
49 Anm. 16, Gagel in: AFG â�� Kommentar, Â§ 118, Anm. 21, Raduege in: Gagel,
Kommentar SGB III, Â§ 142 Anm. 26; HÃ¶fler in: Kasseler Kommentar zum
Sozialversicherungsrecht Â§ 49 Anm. 9, 16).

Die Regelung des Â§ 125 SGB III Ã¼ber die Nahtlosigkeit, will dauernd
leistungsgeminderten Arbeitslosen, die den Anspruch auf Arbeitslosengeld mangels
ErfÃ¼llung der Voraussetzungen nach Â§ 119 SGB III nicht begrÃ¼nden kÃ¶nnen,
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fÃ¼r die Zeit bis zur Feststellung von Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit (bzw.
Erwerbsminderung) durch den RentenversicherungstrÃ¤ger den Anspruch gegen
die Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit sichern. Dadurch soll der Arbeitslose vor Folgen von
Meinungsverschiedenheiten zu seinem Leistungsbild zwischen der Bundesanstalt
fÃ¼r Arbeit und dem RentenversicherungstrÃ¤ger geschÃ¼tzt werden (Winkler in:
Gagel, SGB III Â§ 125 Anm. 2). Die Nahtlosigkeitsregelung soll einen gesicherten
Ã�bergang des Bezuges von Leistungen der Arbeitslosenversicherung in solche der
gesetzlichen Rentenversicherung sichern. Â§ 125 SGB III regelt daher den Anspruch
auf Arbeitslosengeld nur im Hinblick auf eine mÃ¶gliche RentengewÃ¤hrung.

Â§ 125 SGB III betrifft durch das AnknÃ¼pfen an eine mehr als sechsmonatige
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit und damit an einen Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit, also eine dauerhafte LeistungseinbuÃ�e, nicht den
Leistungsfall der ArbeitsunfÃ¤higkeit, sondern vielmehr einen mÃ¶glichen
Leistungsfall im rentenrechtlichen Sinne. Schon deshalb kÃ¶nnen Folgen fÃ¼r einen
Krankengeldanspruch nicht aus Â§ 125 SGB III hergeleitet werden.

Aus Â§ 125 SGB III folgt auch keine Vorleistungspflicht der Beigeladenen im
VerhÃ¤ltnis zu Leistungen des KrankenversicherungstrÃ¤gers.

Das VerhÃ¤ltnis zwischen einem Anspruch auf Krankengeld nach dem SGB V und
Leistungen des RentenversicherungstrÃ¤gers aufgrund Erwerbsminderung ist im
Recht der gesetzlichen Krankenversicherung geregelt. Gem. Â§ 50 SGB V ist der
Anspruch auf Krankengeld erst bei Beginn von Rentenleistungen ausgeschlossen.
Der Gesetzgeber hat weiter auch den Krankenkassen in Â§ 51 SGB V eine
MÃ¶glichkeit der Kontrolle von Leistungen wegen ArbeitsunfÃ¤higkeit bei
GefÃ¤hrdung oder Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit in die Hand gegeben. Nach Â§
51 SGB V kann die Beklagte KrankengeldempfÃ¤nger, deren ErwerbsfÃ¤higkeit
nach Ã¤rztlichem Gutachten erheblich gefÃ¤hrdet oder gemindert ist, auffordern,
Rehabilitationsleistungen (Leistungen zur Teilhabe) zu beantragen. Kommen
Versicherte innerhalb einer gesetzten Frist der Aufforderung nicht nach, kann das
Krankengeld eingestellt werden. In einem solchen Verfahren kann auch eine
Erwerbsminderung im rentenberechtigendem Sinn festgestellt werden. Der Antrag
auf Leistungen zur Teilhabe gilt gem. Â§ 116 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch â��
SGB VI â�� als Rentenantrag.

Die Regelung des Â§ 51 SGB V zeigt, dass in Â§ 125 SGB III nicht etwa der Anspruch
auf Krankengeld bei Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit einschrÃ¤nkend geregelt ist,
sondern dass insoweit eine spezielle Regelung ohne die Anordnung des Ruhens
besteht. Auch dies bestÃ¤tigt die einschrÃ¤nkende Auslegung des Â§ 49 Abs.1 Ziff.
3a SGB V auf FÃ¤lle der Leistungsfortzahlung gem. Â§ 126 SGB III.

Â§ 125 SGB III lÃ¤uft bei Vorrang eines Krankengeldanspruchs auch nicht ins Leere.
Gem. Â§ 48 SGB V haben nÃ¤mlich Versicherte bei ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen
derselben Krankheit einen Anspruch auf Krankengeld fÃ¼r lÃ¤ngstens 78 Wochen
innerhalb von je drei Jahren. Gerade die FÃ¤lle der verminderten ErwerbsfÃ¤higkeit
gem. Â§ 125 SGB III betreffen lange ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten, so dass der Schutz
des Â§ 125 SGB III bei Verbrauch des Krankengeldanspruchs und Eintritt der
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ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit wÃ¤hrend des Bezuges von
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe eintreten kann.

Der KlÃ¤ger ist bei ArbeitsunfÃ¤higkeit und einem Leistungsbezug nach Â§ 125 SGB
III anstelle des Krankengeldes zwar nicht schlechter gestellt als ein Arbeitsloser, der
nicht arbeitsunfÃ¤hig ist. Beim VerdrÃ¤ngen des Krankengeldanspruchs durch die
Regelungen des Â§ 125 SGB III und Â§ 49 Abs. 1 Ziff. 3a SGB V wÃ¤re der KlÃ¤ger
aber gegenÃ¼ber solchen Versicherten benachteiligt, die Arbeitslosengeld oder
Arbeitslosenhilfe beziehen und bei denen bei bestehender ArbeitsunfÃ¤higkeit nach
sechs Wochen keine Prognose i.S. des Â§ 125 SGB III (voraussichtlich lÃ¤nger als
sechs Monate erwerbsgemindert) gestellt wird. Diese kÃ¶nnten nach Ablauf der
Fortzahlung aufgrund Â§ 126 SGB III Krankengeld in Anspruch nehmen mit der
Folge, dass eine weitere Minderung der erworbenen Anspruchsdauer des
Arbeitslosengeldes gem. Â§ 128 SGB III nicht eintritt. Nach Beendigung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit kÃ¶nnten diese Versicherten auf ihren Restanspruch aus dem
bewilligten Arbeitslosengeld zugreifen und wÃ¤ren ggf. spÃ¤ter erst auf die
niedrigere Leistung der Arbeitslosenhilfe angewiesen. Die Auslegung des Â§ 49
Abs.1 Ziff. 3a SGB V durch die Beklagte dahingehend, dass von dieser Vorschrift
auch der Bezug nach Â§ 125 SGB III erfasst wird, wÃ¼rde dazu fÃ¼hren, dass der
arbeitsunfÃ¤hige ArbeitslosengeldempfÃ¤nger aufgrund der Prognose des Â§ 125
SGB III seinen Arbeitslosengeldanspruch verbrauchen muss. Dass der Gesetzgeber
eine solche Ungleichbehandlung von arbeitsunfÃ¤higen Leistungsbeziehern nach
dem SGB III mit der Regelung des Â§ 125 SGB III bezweckt hat, ist nicht erkennbar.

Die einschrÃ¤nkende Auslegung des Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3 a SGB V fÃ¼hrt auch nicht
dazu, dass entgegen dem Sinn und Zweck von Ruhensregelungen Doppelleistungen
fÃ¼r denselben Zeitraum erfolgen. Ein Anspruch auf Zahlung beider Leistungen
besteht gerade nicht. Ist nÃ¤mlich bei ArbeitsunfÃ¤higkeit vorrangig Krankengeld
zu gewÃ¤hren und nur im Ausnahmefall bei Leistungsbezug von Arbeitslosengeld
oder Arbeitslosenhilfe gemÃ¤Ã� Â§ 126 SGB III ein Ruhen des
Krankengeldanspruches gemÃ¤Ã� Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3 a SGB V vorgesehen, so ruht
fÃ¼r die Zeit des geleisteten Krankengeldes gemÃ¤Ã� Â§ 142 Abs. 1 Ziffer 2 SGB III
der Anspruch auf die Leistungen nach dem SGB III. Kommt es fehlerhaft bei einem
Fall des Â§ 125 SGB III zur Nichtleistung des Krankengeldes, so fÃ¼hrt dies nicht zu
einem Doppelanspruch des Versicherten, sondern zu ErstattungsansprÃ¼chen
zwischen den LeistungstrÃ¤gern nach Â§Â§ 103 ff SGB X. Fehlerhaft geleistete
Leistungen nach dem SGB III kÃ¶nnen nach den Regelungen der Â§Â§ 102 ff.
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â�� SGB X â�� einen Erstattungsanspruch
begrÃ¼nden, die ErfÃ¼llungsfiktion des Â§ 107 SGB X schlieÃ�t dabei einen
Doppelanspruch des Versicherten aus.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Krankengeld ab 19. Juni 2000 scheitert auch nicht
daran, dass er erst am 17. Oktober 2000 schriftlich die GewÃ¤hrung von
Krankengeld beantragt hat. Der Anspruch auf Krankengeld entsteht mit Beginn der
Krankenhausbehandlung (Â§ 46 Satz 1 Ziffer 1 SGB V) oder mit dem Tag, der auf
den Tag der Ã¤rztlichen Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit folgt (Â§ 46 Satz 1
Ziffer 2 SGB V). Das Gesetz stellt damit fÃ¼r das Entstehen des Anspruchs auf das
Vorliegen der den Anspruch auslÃ¶senden UmstÃ¤nde (Krankenhausbehandlung)
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oder Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit und nicht auf eine fÃ¶rmliche
Antragstellung ab. Zur Verwirklichung des Krankengeldanspruchs bedarf es des
Nachweises des Tatbestandes der ArbeitsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB V
(Hauck/Haines, Gesetzliche Krankenversicherung SGB V Kommentar, K Â§ 44 Anm.
83). So normiert auch Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 5 SGB V das Ruhen des
Krankengeldanspruchs, solange die ArbeitsunfÃ¤higkeit der Krankenkasse nicht
gemeldet beziehungsweise die Meldung nicht innerhalb einer Woche nachgeholt
wird. Diese Vorschrift bezweckt, der Krankenkasse zeitnah Kenntnis vom Eintritt der
ArbeitsunfÃ¤higkeit zu geben, um die Erforderlichkeit nachtrÃ¤glicher
Feststellungen zu vermeiden (Hauck/Haines, a. a. O., K Â§ 49, Anm. 14). Die
Meldung der ArbeitsunfÃ¤higkeit ist damit Obliegenheit des Versicherten (Vay in:
Krauskopf, Soziale Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Â§ 49 SGB V Anm. 36
f.). Der Beklagten war Ã¼ber die UniversitÃ¤tsklinik Charite der
Krankenhausaufenthalt des KlÃ¤gers ab 08. Mai 2000 seit 24. Mai 2000 bekannt.
Bereits am 14. Juni 2000 stellte der MDK fÃ¼r die Beklagte nach Einholung von
Ã¤rztlichen Unterlagen Ã¼ber den behandelnden Arzt die dauerhafte
ArbeitsunfÃ¤higkeit fest. Zudem hat der KlÃ¤ger von Beginn seiner
ArbeitsunfÃ¤higkeit die Meldungen die Ã¤rztlichen Feststellungen der
ArbeitsunfÃ¤higkeit bei der Beigeladenen und damit bei einer zur Weiterleitung
gemÃ¤Ã� Â§ 16 Abs. 2 SGB I verpflichteten Stelle vorgelegt.

Zu Recht macht der KlÃ¤ger nur einen Zahlungsanspruch dem Grunde nach
geltend. Sein nach allem grundsÃ¤tzlich bestehender Anspruch auf Krankengeld ist
nÃ¤mlich durch die von der Beigeladenen in diesen ZeitrÃ¤umen ausgezahlten
Leistungen teilweise erfÃ¼llt.

GemÃ¤Ã� Â§ 107 SGB X gilt bei Bestehen des Erstattungsanspruchs eines
LeistungstrÃ¤gers gegen den anderen der Anspruch des berechtigten Versicherten
gegen den zur Leistung verpflichteten LeistungstrÃ¤ger als erfÃ¼llt, soweit er die
Leistung, die ihm vom verpflichteten LeistungstrÃ¤ger zusteht schon vom
erstattungsberechtigten LeistungstrÃ¤ger erhalten hat. Hier besteht seitens der
Beigeladenen als gegenÃ¼ber der Beklagten nachrangigen LeistungstrÃ¤ger (Â§
104 Abs.1 Satz 2 SGB X) ein Erstattungsanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 104 SGB X, da die
Beklagte noch nicht bereits in Unkenntnis der Leistung der Beigeladenen das
Krankengeld an den KlÃ¤ger gezahlt hat.

Die ErfÃ¼llungsfiktion des Â§ 107 SGB X tritt unabhÃ¤ngig von der
Geltendmachung des Anspruchs durch die Beigeladene ein (BSG, Urt. v.
26.09.1991, Az.: 4/1 RA 33/90, BSGE 69, 238,245), so dass die Leistungen der
Beigeladenen in dem strittigen Zeitraum als Krankengeldzahlung der Beklagten
gelten und sich der Zahlungsanspruch des KlÃ¤gers auf die Differenz der HÃ¶he der
Leistungen beschrÃ¤nkt.

Die HÃ¶he des dem KlÃ¤ger dem Grunde nach zustehenden Anspruches auf
Krankengeld ergibt sich dabei aus Â§ 47 b SGB V. Danach wird das Krankengeld von
Arbeitslosengeld- oder Arbeitslosenhilfebeziehern in HÃ¶he des Arbeitslosengeldes
oder der Arbeitslosenhilfe gewÃ¤hrt, das der Versicherte zuletzt vor dem
Krankengeldanspruch bezogen hat. Der KlÃ¤ger hat am 18. Juni 2000
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Arbeitslosengeld in HÃ¶he von 44,86 DM tÃ¤glich bezogen, so dass er ab 19. Juni
2000 einen Krankengeldanspruch in dieser HÃ¶he hatte. Da die Beigeladene das
Arbeitslosengeld Ã¼ber den 18. Juni 2000 hinaus gewÃ¤hrt hat, ist fÃ¼r die
LeistungszeitrÃ¤ume des Arbeitslosengeldes ab 19. Juni 2000 der
Krankengeldanspruch erfÃ¼llt worden (Â§ 107 SGB X). Ab 03. November 2000 bis
zum 31. Dezember 2000 hat der KlÃ¤ger Arbeitslosenhilfe in HÃ¶he von 36,34 DM
tÃ¤glich bezogen. Mit diesem Zahlungsbetrag ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf
Krankengeld nicht erfÃ¼llt worden. In HÃ¶he der Differenz aus 44,86 DM tÃ¤glich
(Krankengeldanspruch) und 36,34 DM (geleisteter Arbeitslosenhilfe) in HÃ¶he von
8,52 DM = 4, 35 EUR tÃ¤glich hat der KlÃ¤ger einen Zahlungsanspruch ab 03.
November 2000 bis zum 31. Dezember 2000 fÃ¼r ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten bei
gleichzeitigem Arbeitslosenhilfebezug gegen die Beklagte. Ab 01. Januar 2001 hat
der KlÃ¤ger Arbeitslosenhilfe in HÃ¶he von 38,23 DM tÃ¤glich bezogen. FÃ¼r diese
Bezugszeiten ist in HÃ¶he der Leistungen der Beigeladenen eine ErfÃ¼llung des
Krankengeldanspruchs eingetreten.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits.

Der Senat hat die Revision zugelassen, da die Rechtsfrage, ob Â§ 49 Abs. 1 Ziffer 3
a SGB V auch ein Ruhen des Krankengeldanspruchs bei Bezug von Arbeitslosengeld-
oder Arbeitslosenhilfe bestimmt, bisher hÃ¶chstrichterlich nicht entschieden ist, Â§
160 Abs. 2 SGG.

Erstellt am: 19.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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